				

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	



Zusammenfassung  der Ergebnisse der Arbeitsgruppe B
1. Handlungsempfehlungen für die Politik: 

· Ein Katalog an Forderungen zur kulturellen Teilhabe für ALLE, der an Kulturakteure herausgeben wird, sollte in Absprache mit der Politik und Verwaltung erstellt werden und beinhaltet: 
· Kulturorte sind öffentliche Orte, die mit Mindeststandards im Hinblick auf Teilhabe ALLER ausgestattet werden müssen 

· Leitbildverankerung – Inklusive Kulturstadt Köln 

· Verpflichtung für Kulturakteure sich inklusiv zu öffnen 
· Stand der Inklusion, welche Kulturorte sind aktuell Inklusiv > Bestandsaufnahme 
· Wo gibt es Informationen, bei wem kann man sich beraten. Datenbank an Menschen mit Inklusionsexpertise 

· Netzwerke: Welche gibt es? und Checklisten 

· Selbsteinschätzung für Kulturakteure von Politik angestoßen z.B. durch Beratungsgespräche 

· Wissensaustausch über Behinderung
· Sensibilisierung ist als erster Schritt notwendig 
· Was gibt es schon am Kulturort / Wo will man hin / Was ist realistisch umsetzbar 

· Klare Kennzeichnung welche Angebote inklusiv sind. Einheitliches System zur Kennzeichnung. 

· Sozialticket / Kölnpass sollten in allen Kultureinrichtungen genutzt werden können. Einheitliches Ticketsystem. 
· Technikpool mit Materialien und Technik zur barrierearmen Rezeption von Kultur auf den alle Kulturorte zurückgreifen können. 

2. Generelle Forderungen an die Politik und Verwaltung: 
· Kommunale Förderung und Landesförderung müssen sich absprechen. 
· Handlungsempfehlungen sollte außerdem auch an Stiftungen verbreitet werden. 

· Kulturorte müssen von Anfang an Barrierefreiheit mitdenken, gerade bei Umbau und Neubau, sollte hier die Politik eine Kontrolle haben. 
· Umverteilung vs. Zielveränderung von Seiten der Förderer in Bezug auf: 

· Ressourcenkampf 

· Mittelgerechtigkeit 

· Vergaberichtlinien müssen überarbeitet werden

· Kontrolle – Wo Inklusion drauf steht muss auch Inklusion drin sein

· Zieldefinitionen von Förderungen müssen überarbeitet werden. 

· Inklusion sollte bei jedem Kulturantrag Berücksichtigung finden 

· Wahrnehmung von Politik muss sich ändern, das die inklusiven Kunstprojekte ein Kulturthema und nicht ein Sozialthema sind, wenn der Qualitätsaspekt gegeben ist! 

· Aufhebung des „Ressort-Denkens“ bei Förderanträgen ist notwendig – hin zu Diversity. Die Kategorisierung von Kultursparten muss verändert werden.

· Höhere Mittel müssen frei gemacht 

· Oper, Schauspiel, Philharmonie  etc. sollten Vorreiter in Bezug auf Barrierefreiheit sein und von der Politik dazu verpflichtet werden kulturelle Teilhabe für ALLE zu gewährleisten. 

3. Ideenkonzept für ein großes bundesweites Modellprojekt: 

· Schulung und Weiterbildung von Kulturpersonal 
· Aufbau und Ausbildung von Beratern und Experten
· 5 Kulturorte die exemplarisch an einem umfassenden Ausbau und Prozess für eine Kultur für Alle teilnehmen 
